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WallisDonnerstag, 16. November 2023

Die Wirren rund um die «Wal- 
liserkanne» im Corona-Winter  
2021/22 sind längst passé. Im  
Hintergrund aber läuft leise und  
langsam die strafrechtliche Auf- 
arbeitung des Falls.

Einige Verfahren sind bereits  
abgeschlossen. So wurde einer  
der beiden Söhne der Wirtsfami- 
lie in einem Gerichtsverfahren auf- 
grund nicht verwertbarer Beweise  
freigesprochen, wie der «Walliser  
Bote» im April 2023 berichtete.

Lange Zeit blieb unklar, ob  
die drei Mitglieder der Fami- 
lie, die Ende Oktober 2021 vor  
dem Restaurant mit einem Poli- 
zeiaufgebot von über 40 Beam- 
ten verhaftet wurden, sich über- 
haupt strafbar gemacht haben.

Jetzt aber hat die Staatsan- 
waltschaft Oberwallis Anklage er- 
hoben. Zuvor erliess sie im April  
2023 für jedes der Familienmit- 
glieder Strafbefehle. Diese aber  
sind von den Anwälten der An- 
geklagten angefochten worden.

Die Polizei hatte drei der vier  
Betreiber des Restaurants an ei- 
nem Sonntagvormittag im Ok- 
tober 2021 in Koordination mit  
der Staatsanwaltschaft vorläufig  
festgenommen.

Die Kantonspolizei hatte die  
«Walliserkanne» zwei Tage zu- 
vor offiziell geschlossen, weil  
sich die Wirte weigerten, in  
ihren Räumlichkeiten Covid-19- 
Zertifikate zu kontrollieren.

Diese akzeptierten den Ent- 
scheid jedoch trotz amtlicher Ver- 
siegelung nicht und öffneten er- 
neut. In der Nacht auf Samstag  
wurde der Eingang zum Restau- 
rant deshalb auf Anordnung der  
Gemeinde Zermatt mit Betonele- 
menten verstellt. Das Lokal wurde  
aber am Sonntagmorgen erneut  
geöffnet. Auf der Terrasse hatten  
sich zum Zeitpunkt der Kontrolle  
zwei Gäste befunden.

Die Wirte stellten sich auf  
den Standpunkt, dass es nicht  
an Restaurateuren läge, Kontrol- 
len durchzuführen. Mit dieser Fra- 
ge musste sich letztinstanzlich das  
Bundesgericht beschäftigen. Die  

Richter stellten in einem Urteil  
fest, dass Wirte zu diesem Zeit- 
punkt der Corona-Pandemie sehr  
wohl verpflichtet waren, Kontrol- 
len durchzuführen. Der Bundesrat  
habe im Rahmen des Notrechts  
die gesetzlichen Leitlinien des Epi- 
demiegesetzes nicht überschritten.

In der Anklageschrift vom  
September 2023 wird Vater, Mut- 
ter und einem Sohn der Wirte- 
familie Widerhandlung gegen die  
Verordnung über Massnahmen  
zur Bekämpfung der Covid-19- 
Epidemie, mehrfache Beschimp- 
fung, mehrfacher Ungehorsam  
gegen amtliche Verfügung, Sie- 
gelbruch, mehrfache Hinderung  
an einer Amtshandlung sowie  
Gewalt und Drohung gegen Be- 
hörden und Beamte vorgeworfen.

Als Privatkläger nennt die  
Anklageschrift den Chef der Re- 
gionalpolizei Zermatt sowie zwei  
Kantonspolizisten. Sie werden  

von einer Oberwalliser Anwalts- 
kanzlei in Brig-Glis vertreten. Die  
Verteidigung der Angeklagten  
liegt in den Händen dreier aus- 
serkantonaler Strafverteidiger.

Die Strafanträge will die Staats- 
anwaltschaft erst vor Gericht stel- 
len. Der Termin der Hauptverhand- 
lung steht noch nicht fest.

Wie der Staatsapparat rea- 
giert auch die Wirtefamilie mit  
Anzeigen. Sie hat nach der Ver- 
haftung, die eine private Video- 
überwachungskamera der Fami- 
lie festgehalten hat, Anzeige we- 
gen Körperverletzung und Haus- 
friedensbruch durch Polizei- 
beamte eingereicht.

Dreh- und Angelpunkt die- 
ses Verfahrens, das die zentra- 
le Staatsanwaltschaft in Sitten  
auf Verfügung des Kantonsge- 
richts, das auch das Verhaftungs- 
video sichtete, widerwillig an- 
hand nehmen musste, ist die  

Zulassung dieses Videos für die  
Beweisführung.

Hier kann die Wirtefamilie  
einen «Zwischenerfolg» verbu- 
chen. Der Polizeichef von Zer- 
matt will, dass dieses Video aus  
Datenschutzgründen nicht als Be- 
weismittel verwendet wird. Er zog  
deshalb mit einer Beschwerde an  
Kantonsgericht. Dort blitzte er ab.

Das Kantonsgericht will es  
einem Sachrichter überlassen,  
das Video für die Klärung  
im Rahmen einer Interessenab- 
wägung zuzulassen oder nicht.  
Die Beschwerde des Zermatter  
Chefs der Regionalpolizei wurde  
mittels Verfügung von der Straf- 
kammer des Kantonsgerichts im  
August 2023 abgewiesen.

Unklar bleibt, ob der Poli- 
zeichef die Beschwerde als Pri- 
vatmann oder nach Rückspra- 
che mit den politischen Verant- 
wortlichen der Gemeinde Zer- 

matt eingereicht hat. Klar hinge- 
gen ist, dass die Verfahrenskosten  
und die Parteienentschädigung  
an die Wirtefamilie von der Ge- 
meinde Zermatt bezahlt wurden.

Zu diesem Verfahren bleibt  
anzumerken, dass sich der feder- 
führende Staatsanwalt des zentra- 
len Amtes Ende August in die Pen- 
sion verabschiedet hat. Er führte  
jedoch zuvor noch die Befragun- 
gen der Kantonspolizisten durch.  
Um im Sinne der Kläger her- 
auszufinden, welche drei Polizis- 
ten unmittelbar an der Verhaftung  
des einen Sohnes beteiligt wa- 
ren, bei der dem jungen Mann  
die Schulter ausgekugelt wurde.  
Und welche beiden Polizisten die  
Privaträume der Familie betreten  
haben, ohne dass ein Durchsu- 
chungsbefehl vorlag. Und schliess- 
lich, wer die Verhaftung der drei  
Personen ohne schriftlichen Haft- 
befehl angeordnet hatte.

Die vom Staatsanwalt und der  
Anwälte der Privatkläger befrag- 
ten Polizisten sollen mehr oder  
weniger die Aussage verweigert  
haben. Damit steht offen, ob die- 
ses Verfahren vom Nachfolger des  
abgetretenen Staatsanwalts über- 
haupt weitergeführt werden kann.

Und last but not least wäre  
noch eine weitere Anzeige der  
Wirtefamilie zu erwähnen. Dar- 
in werden die Zermatter Gemein- 
depräsidentin sowie der ehema- 
lige Gemeindeschreiber D. Anrig  
der Nötigung, eventuell Amts- 
missbrauchs und eventuell ei- 
ner Verletzung feuerpolizeilicher  
Vorschriften bezichtigt.

Die Anwaltschaft der Fami- 
lie wirft den beiden Amtsträgern  
vor, dass die Platzierung der Be- 
tonklötze vor dem Haupteingang  
illegal war. Die Gemeinde Zer- 
matt habe zwei Tage vor der Ver- 
haftung per Beschluss dem Ge- 
schäftsführer der «Walliserkan- 
ne» die Betriebsbewilligung des  
Lokals entzogen und ihn auf- 
gefordert, das Lokal umgehend  
zu schliessen. Bei Nichtfolge- 
leistung würde als Ersatzmass- 
nahme eine Sperre des Zutritts  
zum Betrieb angedroht.

Dem Beschluss sei aber die  
aufschiebende Wirkung im Fall  
einer Beschwerde innert 30 Ta- 
gen beim Staatsrat des Kantons  
Wallis nicht entzogen worden.  
Folglich hätte die Platzierung der  
Betonklötze rechtlich zu diesem  
Zeitpunkt gar nicht vorgenom- 
men werden dürfen.

Komme hinzu, dass der blo- 
ckierte Haupteingang des Lokals  
feuerpolizeilich als Zugang oder  
Fluchtweg von Lokalgästen, aber  
auch dreier bewohnter Wohnun- 
gen über dem Restaurant, dar- 
unter zweier Familien mit Klein- 
kindern, definiert sei.

Die federführende stellver- 
tretende Staatsanwältin des Ge- 
neralstaatsanwalts in Sitten gab  
eine Untersuchung der Anzeige  
durch die Kantonspolizei in Auf- 
trag. Aber auch sie hat ihren Pos- 
ten in der Zwischenzeit verlassen.

Wer die Verfahren weiter- 
führt, ist derzeit noch offen.

Die Causa «Walliserkanne» 
geht in die nächste Runde
Die Wirte der Zermatter «Walliserkanne» müssen vor Gericht. Diese wiederum erstatten ebenfalls Anzeige. 
Gegen den ehemaligen Gemeindeschreiber. Und gegen die aktuelle Gemeindepräsidentin.

Hat die Gemeinde Zermatt die Betonklötze vor dem Restaurant Walliserkanne illegal aufgestellt? Archivbild: Keystone

Norbert Zengaffinen

Es sei zu optimistisch gewe- 
sen, schreibt die Gemeinde Na- 
ters am Mittwochabend in ei- 
ner Mitteilung, zu glauben, dass  
am 3. März 2024 bereits über  
die Zukunft der Belalp Bahnen  
AG entschieden werden kann.  
Zwar schreibe das Unternehmen  
jährlich gute Betriebsergebnisse,  
doch diese reichen nicht aus, um  
den nach wie vor hohen Rück- 
zahlungspflichten von 21,5 Millio- 
nen Franken nachzukommen.

Der Gemeinderat hat am 13.  
November beschlossen, den Sa- 

nierungsplan der Belalp Bahnen  
AG gemäss Vorschlag zu unter- 
stützen. Eigentlich hätte das Un- 
ternehmen bereits am 1. Dezem- 
ber 2023 in die Nachlassstundung  
geführt werden sollen. Nun wur- 
de sie für den Zeitraum vom  
15. Februar bis 15. Juni 2024  
beantragt. Die Stimmberechtig- 
ten sollen deshalb erst im zwei- 
ten Quartal des Jahres an der  
Urne über den Sanierungsplan  
entscheiden können – und nicht  
wie bisher angekündigt bereits  
am 3. März 2024. Dieses Ab- 
stimmungsdatum sei «zu opti- 
mistisch» gewesen, schreibt die  
Gemeinde.

Das könnte nun mehrere Gründe  
haben.

Einerseits hätte eine Nach- 
lassstundung von Dezember 2023  
bis Ende März 2024 mitten wäh- 
rend der Hauptsaison stattgefun- 
den. Während dieser Zeit wer- 
den keine alten Rechnungen be- 
zahlt, das Unternehmen kann  
aber auch nicht betrieben wer- 
den. Das Unternehmen darf in  
dieser Zeit lediglich die Löhne  
und die neusten Rechnungen be- 
zahlen – aber nur mit Zustim- 
mung des Sachverwalters.

Andererseits findet am 3.  
März 2024 auch die Volksabstim- 
mung über die neue Kantonsver- 

fassung statt. Sie dürfte zu einer  
grossen Mobilisierung führen –  
und hätte das auch bei einer Ab- 
stimmung in Naters getan.

Die Gemeinde Naters un- 
terstützt die Belalp Bahnen AG,  
weil diese für die Gemeinde ei- 
ne grosse Bedeutung habe, heisst  
es weiter. Ausserdem sei die Ge- 
meinde Mehrheitsaktionärin und  
als solche besonders interessiert  
daran, die finanzielle Situation  
zu regeln.

Nun soll in einem ersten  
Schritt ein Forderungsverzicht  
der Gemeinde auf das rück- 
zahlbare Darlehen an die Belalp  
Bahnen AG erfolgen. Weiter ste- 

he in einem zweiten Schritt die  
Herabsetzung des gesamten Ak- 
tienkapitals der Belalp Bahnen  
AG um die Hälfte des Nenn- 
werts vor. Dieser muss auch die  
Generalversammlung der Belalp  
Bahnen AG zustimmen.

Trotz des geplanten Wertver- 
zichts bleibe das Eigenkapital der  
Gemeinde positiv und ein Schul- 
denerlass in Kombination mit der  
Herabsetzung des Aktienkapitals  
erachtet der Gemeinderat als die  
bessere Lösung als einen allfälli- 
gen Konkurs des Unternehmens.

Des Weiteren verabschiede- 
te der Souverän am Mittwoch- 
abend den Voranschlag 2024.  

Dieser sieht in der Erfolgsrech- 
nung einen Ertrag von 40,912  
Millionen Franken und einen  
Aufwand von 34,495 Millionen  
Franken vor. Daraus resultiert  
eine prognostizierte Selbstfinan- 
zierungsmarge von 6,417 Millio- 
nen Franken. Das Nettoinves- 
titionsvolumen beläuft sich auf  
5,873 Millionen Franken. Alles  
in allem resultiert daraus ein  
Finanzierungsüberschuss von  
total 544’000 Franken.

Schliesslich genehmigte die  
Urversammlung auch die Tei- 
länderungen der Statuten des  
Zweckverbands Regionale Was- 
serversorgung Südrampe.

Naters verschiebt die Volksabstimmung über die Belalp Bahnen
Die Nachlassstundung der Belalp Bahnen hätte ab Dezember laufen sollen. Nun beginnt sie erst Mitte Februar 2024. Das hat Folgen.

Matthias Summermatter 
und Monika Bregy


